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Bekamptung der Folter durch
internationale Abkommen

blem bestens vertraut.

Wiihrend der letzten Dezennien hat die Folter in der Welt in erschrecken-
dem Masse um sich gegriffen. Die Ausbreitung hat jedoch auch dazu ge-
fiihrt, dass diese Praktik allgemein bekannt wurde und die Offentlichkeit
sich empérte. Und einige Menschen, die geniigend Phantasie und Kraft
hatten, sich das unvorstellbar Grauenhafte vorzustellen, konnten nicht mehr
anders, als etwas dagegen zu unternehmen. Es gibt heute verschiedene
Organisationen, die gegen die Folter kampfen. Wir méchten hier von zwei
Initiativen sprechen, die eine Losung auf volkerrechtlicher Ebene suchen
und die uns Professor Dr. Hans Haug, Prisident des Schweizerischen
Roten Kreuzes, in einem Gesprich, das Mitte Januar stattfand, erliuterte.

Professor Haug ist als Dozent fiir Volkerrecht an der Hochschule St. Gallen
fiir Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, als Mitglied des «Schweizeri-
schen Komitees gegen die Folters und Teilnehmer an internationalen Ex-
pertengesprichen und Konferenzen iiber Folterbekimpfung mit dem Pro-

Frage: Warum bemiiht man sich
eigentlich um den Abschluss einer
Konvention gegen die Folter, da doch
schon verschiedene internationale Ab-
kommen bestehen, die sie verbieten?

Prof. Haug: Ja, wir haben eine Reihe
volkerrechtlicher Vertrdge, wie die
Genfer Abkommen von 1949, dann
die Europdische und die Amerikani-
sche ~ Menschenrechtskonventionen
von 1950 bzw. 1969 oder den UNO-
Pakt tiber biirgerliche und politische
Rechte von 1966, welche die «Folter
oder grausame, unmenschliche und
erniedrigende Strafen oder Behand-
lungen» verbieten. Jedoch werden die
Staaten darin nicht ausdriicklich ver-
pflichtet, Massnahmen zur Verhiitung
und Unterdriickung dieser Praktiken
zu ergreifen oder eine Beschwerde-
moglichkeit vorzusehen, falls das Ver-
bot verletzt wird. Auch die iiberstaat-
liche Kontrolle der Einhaltung des
Verbots ist ungeniigend, namentlich
im UNO-Pakt von 1966. Der von der
schwedischen Regierung ausgearbei-
tete Konventionsentwurf soll diese
Liicke schliessen. Allerdings ist mei-
ner Ansicht nach auch hier der tiber-
staatliche Kontrollapparat zu
schwach. Deshalb ist es mir so wichtig,
dass auch das Fakultativprotokoll —
von dem wir noch zu sprechen haben
—ernsthaft in Erwidgung gezogen wird.

Frage: Vielleicht erkliren Sie uns zu-

néiichst, was der schwedische Entwurf

beinhaltet.

Prof. Haug: Der Vorschlag der schwe-

dischen Regierung umschreibt zu-

niachst den Begriff «Folter», dann

werden die Massnahmen aufgezihlt,

welche die Konventionsstaaten unter

allen Umstdnden zu ergreifen haben,

um Folterpraktiken zu verhindern.

Ferner wird vorgesehen:

— entsprechende Unterweisung des
Vollzugspersonals

— Uberwachung der Verhore

— Recht auf Beschwerde an eine
nationale Instanz fiir jedermann,
der sich der Folter ausgesetzt findet

— Strafverfolgung der Folterer

— Entschddigung an Gefolterte

— Ungiiltigerklarung von Aussagen,
die unter dem Druck der Folter ge-
macht wurden

— gegenseitige Hilfe der Konven-
tionsstaaten bei der Strafverfolgung
von Folterern

— Verpflichtung der Konventions-
staaten, auf Ersuchen des (im Rah-
men des UNO-Paktes von 1966 be-
stehenden) Menschenrechtskomi-
tees hin, dem Generalsekretdr der
UNO Bericht zu erstatten

Ein Hauptartikel lautet folgendermas-

sen: Wenn das Menschenrechtskomi-

tee erfiahrt, dass die Folter in einem

Konventionsstaat systematisch ange-
wandt wird, kann es eines oder meh-
rere seiner Mitglieder mit einer Un-
tersuchung und dringlichen Berichter-
stattung beauftragen. Die Untersu-
chung kann einen Aufenthalt in dem

betreffenden Land  einschliessen,
wenn die betroffene Regierung dazu
einwilligt.

Im weiteren ist vorgesehen, dass ein
Konventionsstaat dem Menschen-
rechtskomitee die Kompetenz zuer-
kennen kann, Mitteilungen eines an-
dern Konventionsstaates iiber die
Nichteinhaltung der Konvention zu
untersuchen (Staatenbeschwerde).
Das gleiche gilt fiir Mitteilungen von
Privatpersonen (Individualbe-
schwerde).

Das Menschenrechtskomitee konnte
also eine Untersuchung gegen einen
folterverdédchtigen Staat durchfiihren,
aber nur unter einschrinkenden Be-
dingungen und ohne die Moglichkeit,
bindende Entscheide zu faillen.

Frage: Wie weit ist der schwedische
Vorschlag gediehen? Welche Auf-
nahme findet er in der Staatenwelt?
Prof. Haug: Der schwedische Kon-
ventionsentwurf wird seit zwei Jahren
im Schosse der UNO-Menschen-
rechtskommission  beraten.  Auf
schwedischen Antrag hin hatte nam-
lich die UNO-Generalversammlung
1977 eine Resolution angenommen,
mit welcher der Wirtschafts- und
Sozialrat bzw. dessen Menschen-
rechtskommission beauftragt wurde,
eine besondere Konvention zur Be-
kiampfung der Folter auszuarbeiten.
Hierauf legte ihr die schwedische
Regierung ihren Entwurf vor. In der
Menschenrechtskommission ~ konnen
nur Mitgliedstaaten der UNO mitar-
beiten. Die Schweiz, die bekanntlich
der UNO nicht angehort, hat dort nur
Beobachterstatus, sie kann aber Vor-
schldge einreichen und hat dies auch
schon getan.

Solche  Verhandlungen  brauchen
immer viel Zeit. Im Februar/Mirz
wird eine weitere Sitzung der UNO-
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Menschenrechtskommission ~ stattfin-
den, von der wir nur hoffen konnen,
dass sie weitere Fortschritte bringt.
Soviel mir bekannt, ist man allgemein
positiv eingestellt, auch unsere Regie-
rung hat sich positiv gedussert. Der
schwedische Entwurf enthilt ja auch
kaum — jedenfalls beziiglich der iiber-
staatlichen Kontrolle — einschnei-
dende Bestimmungen, so dass die Zu-
stimmung vieler Staaten erwartet wer-
den darf.

Frage: Angenommen, eine solche
Konvention — wiirde abgeschlossen:
konnte der Bundesrat tiber den Beitritt
beschliessen, oder gibe es eine Volks-
abstimmung?

Prof. Haug: Zunachst wiirde der Bun-
desrat entscheiden, ob er die Konven-
tion unterzeichnen will; dazu ist er
allein zustdndig. Die Unterzeichnung
ist aber nur die Vorstufe der Ratifizie-
rung, die den Unterzeichner erst
rechtlich bindet. Der Bundesrat
miusste, um die Konvention ratifizie-
ren zu konnen. die Genehmigung der
Bundesversammlung einholen. Ich bin
iiberzeugt, dass das Parlament den
Bundesrat zur Ratifizierung ermachti-
gen wiirde, handelt es sich doch um
ein eminent humanitires Anliegen
und hat es doch bei der Behandlung
der Motion Schmid betreffend eine in-
ternationale Konvention zum Schutz
politischer Hiftlinge den Willen be-

kundet, einen Beitrag zur Bekamp-
fung der Folter und anderer grausa-
mer Praktiken zu leisten.

Was die Frage der Volksabstimmung
betrifft, so sieht der neue Artikel 89
der Bundesverfassung vor, dass unbe-
fristete und unkiindbare Vertrage,
sodann Vertrige, die den Beitritt zu
einer internationalen Organisation
vorsehen oder die eine multilaterale
Rechtsvereinheitlichung  herbeifiih-
ren, dem fakultativen Referendum zu
unterstellen sind. Alle diese Kriterien
diirften bei der in Frage stehenden
Konvention nicht zutreffen. Es ist
aber moglich, und ich konnte es mir
wohl vorstellen, dass das Parlament
von sich aus die Konvention dem
Referendum unterstellen wiirde, wozu
es durch Artikel 89 ermichtigt ist. Ob
das Referendum dann wirklich ergrif-
fen wird, — von 50 000 Schweizer Biir-
gern oder acht Kantonen —, ist frag-
lich, ich glaube eher nicht. Es scheint
mir kein Anlass zu bestehen, das
Referendum zu ergreifen und damit
eine Volksabstimmung herbeizufiih-
ren.

Falls es wider Erwarten doch zu einer
Volksabstimmung kame, zweifle ich
nicht daran, dass die Vorlage ange-
nommen wiirde. Das Anliegen, die
Folter weltweit zu bekdampfen, wiirde
sicher von der grossen Mehrheit unse-
rer Bevolkerung gebilligt, und die
Konvention enthélt ja auch keine Be-

Willkiirliche Verhaftung oder Gefangenhaltung ist verboten.
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stimmungen, die eine fiir uns untrag-
bare, unannehmbare internationale
Kontrolle vorsehen oder sonst schwei-
zerische Interessen verletzen wiirden.

Frage: Sie haben bereits angetont, dass
noch ein anderes Vertragsinstrument
vorliegt; was hat es damit auf sich?
Prof. Haug: Neben dem schwedischen
besteht ein weiteres Projekt. Es han-
delt sich um einen schweizerischen
Vorschlag, der vor allem auf eine Ver-
starkung des Kontrollmechanismus
hinzielt. Dieser Vorschlag geht zu-
rick auf die Initiative des Genfer
Juristen Jean-Jacques Gautier und auf
den vom Henry-Dunant-Institut im
Auftrag des Bundesrates ausgearbei-
teten Bericht tiber die Schaffung einer
Konvention zum Schutz politischer
Haftlinge, der seinerseits durch die
Motion Wemer Schmid vom Jahr
1971 ausgelost wurde.

Der schweizerische Entwurf sieht im
wesentlichen die Schaffung einer in-
ternationalen Kommission vor, die
regelmadssige, fast routinemdssige Be-
suche in den Haftstitten jener Staaten
organisieren wiirde, die sich diesem
Kontrollsystem unterwerfen. Die Be-
suche wiirde von Delegierten im Auf-
trag der internationalen Kommission
durchgefiihrt, und die Staaten miiss-
ten sich bereiterkldren, die Besuche
unter allen Umstanden und ohne vor-
herige Anmeldung zuzulassen.

Man verspricht sich von diesem Be-
suchssystem, das sich von dem im
schwedischen Entwurf enthaltenen
Berichte- und Beschwerdesystem un-
terscheidet, eine verhéltnismassig
starke Wirkung im Sinne der Verhii-
tung und Unterdriickung von Folter-
praktiken.

Frage: Der schweizerische Vorschlag
widre also eine rigorosere Variante des
schwedischen Entwurfs?

Prof. Haug: Der schweizerische Vor-
schlag ist nicht als eine Alternative
zum schwedischen Projekt oder gar
als Konkurrenzvorschlag anzusehen,
sondern als eine Ergdnzung zum
Zwecke der Verstarkung der iiber-
staatlichen Kontrolle. Es ist denn auch
vorgesehen, das schweizerische Pro-
jekt als eine Art Zusatz zum schwedi-
schen Konventionsentwurf in Gestalt
eines «Fakultativprotokolls» aufzuzie-
hen: Die Staaten wiren eingeladen,
die Basiskonvention zu ratifizieren
und die dort vorgesehenen Verpflich-



tungen wie eingangs angefiihrt zu
iibernehmen; zusitzlich wiirden sie
eingeladen, das Fakultativprotokoll zu
ratifizieren und damit iiber das Be-
richte- und Beschwerdesystem hinaus
ein Besuchssystem zu akzeptieren.
Dieses Besuchssystem lehnt sich an
die Praxis des Internationalen Komi-
tees vom Roten Kreuz (IKRK) an,
wie sie seit Jahrzehnten fiir die Besu-
che von Kriegsgefangenen und Zivil-
internierten (im Rahmen der Genfer
Abkommen) besteht, aber auch fiir
die Besuche von politischen Héftlin-
gen. Es zeichnet sich vor allem auch
durch Diskretion aus. Die Berichte
der Delegierten wiirden als vertrau-
liche Berichte an die Regierungen der
betreffenden Staaten gehen; nur fiir
den dussersten Fall ist eine Veroffent-
lichung vorgesehen, nidmlich dann,
wenn es sich zeigt, dass ein Staat den
Empfehlungen der internationalen
Kommission in keiner Weise Folge
leistet.

Frage: Wird der Schweizer Vorschlag
im Eidgenossischen Departement fiir
auswdrtige Angelegenheiten ebenfalls
unterstiitzt?

Prof. Haug: Die Haltung des Depar-
tements hat sich seit 1977 gewandelt.
Der Bundesrat hatte damals zur Ent-
tauschung vieler die Abschreibung der
Motion Schmid beantragt. Bei der Be-
ratung des Berichtes betreffend den
Schutz politischer Héftlinge hat dann
das Parlament gleichsam Gegensteuer
gegeben: Es forderte den Bundesrat
nachdriicklich auf, im Sinne der
Motion Schmid und zur Bekdmpfung
von Folterpraktiken in der Welt
Schritte zu unternehmen. Seither un-
terstiitzt der Bundesrat das schwedi-
sche Konventionsprojekt, und es be-
stehen neuerdings auch Anzeichen,
dass er gegeniiber dem schweizeri-
schen Ergénzungsvorschlag, der das
Besuchssystem vorsieht, grundsétzlich
positiv eingestellt ist.

Frage: Wie stellt sich das IKRK zu den
beiden Vorschligen, die doch auch
seine Tatigkeit zugunsten der Gefange-
nen beriihren?

Prof. Haug: Das IKRK steht heute
auf dem Standpunkt, dass die An-
nahme sowohl der Konvention wie
des Fakultativprotokolls zu begriissen
wire. Es befiirwortet jeden Ausbau
des Volkerrechts in diesem Sinne und
jeden Schritt, der dazu beitragen

kann, den Riickgang der Folter zu be-
wirken. Es hegt keinerlei Befiirchtun-
gen, die Schaffung einer neuen inter-
nationalen Kommission konnte sein
eigenes Wirken beeintrachtigen. Der
ganze Bereich der durch die Genfer
Abkommen und die Zusatzprotokolle
von 1977 geschiitzten Personen bleibt
ohnehin den Schutzméchten und dem
IKRK vorbehalten. Aber auch was die
politischen Haftlinge anbelangt, er-
wartet das IKRK eher eine Vergrosse-
rung seiner Hilfsmoglichkeiten, wenn
sich allgemein der Gedanke durchset-
zen konnte, dass Gefangene von einer
unabhangigen, unparteiischen, rein
humanitdr orientierten Kommission
besucht werden sollen und diirfen.

Frage: Was geschieht mit dem schwei-
zerischen Projekt?

Prof. Haug: Der auf die Initiative von
Gautier und den Bericht des Dunant-
Instituts zuriickgehende Entwurf fiir
ein Fakultativprotokoll, dessen Aus-
arbeitung die Internationale Juristen-
kommission iibernahm, ist heute bei
vielen Regierungen und interessierten
Kreisen bekannt, er muss aber zu ge-
gebener Zeit offiziell von einem oder
mehreren Mitgliedstaaten (die
Schweiz kann da nicht direkt mitwir-
ken) der UNO-Menschenrechtskom-
mission eingereicht werden. Mog-
licherweise wird dies schon in der be-
vorstehenden  Friihjahrssession — ge-
schehen. Es ist dann eine Frage der
Verhandlungstechnik, ob man das

Jedermann hat das Recht, einer Religion nach seiner Wahl anzuhangen.

Fakultativprotokoll erst zur Sprache
bringen will, nachdem die Basiskon-
vention verabschiedet und an den
Wirtschafts- und Sozialrat der UNO
weitergeleitet worden ist, oder ob die
Diskussion schon vorher einsetzen
soll, zum Beispiel bei der Behandlung
der Bestimmungen der Basiskonven-
tion betreffend das Berichte- und Be-
schwerdesystem. Man muss auf alle
Fille zu verhindern suchen, dass sich
die Mitglieder der UNO-Menschen-
rechtskommission weigern, auf das
Fakultativprotokoll einzutreten mit
der Begriindung, sie hitten ja nun die
Basiskonvention angenommen.

Frage: Glauben Sie, dass das Schwei-
zervolk  gegebenenfalls auch dem
Fakultativprotokoll zustimmen wiirde?
Prof. Haug: Hier wire der Wider-
stand wahrscheinlich grosser. Schon
bei der Beratung der Europdischen
Menschenrechtskonvention, die nicht
dem Referendum unterstellt war, weil
damals der Artikel 89 BV in neuer
Fassung noch nicht bestand, gab es
Widerstande gegen die «fremden
Richter», die Richter in Strassburg;
und hier konnte man von «fremden
Inspektoren» sprechen, da ja regel-
missige Besuche der Haftstitten
durch Delegierte einer internationalen
Kommission vorgesehen sind. Ich
glaube aber, dass man sowohl das Par-
lament als auch die Bevolkerung fiir
die Idee gewinnen konnte.
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Wenn wir nimlich etwas Ernsthaftes
zur Bekampfung der Folter in der
Welt tun wollen, miissen wir selbst-
verstindlich die notwendige Uberwa-
chung auch fiir uns akzeptieren. Die
internationale Zusammenarbeit auf
allen Gebieten, auch auf dem humani-
tiren Gebiet, verlangt eben die Off-
nung nach aussen und den Abbau des
Souverinitatsdenkens und Souverani-
tatsbewusstseins. Wir miissten vor
allem versuchen — schon jetzt sind
entsprechende Gespriache in Gang —,
bei den Kantonen Gehor zu finden,
denn sie tragen ja die unmittelbare
Verantwortung fiir die Haftstitten.
Man muss also mit den kantonalen
Justiz- und Polizeidirektoren, aber
auch den Gefingnisdirektoren spre-
chen, um sie von der Notwendigkeit
einer internationalen Kontrollkom-
mission zu {iberzeugen und fiir dieses
Besuchssystem zu gewinnen. Man hat
ibrigens mit Recht in Diskussionen
gesagt, dass es nicht nur um Kontrolle
und Uberwachung geht, sondern auch
um Zusammenarbeit: Die internatio-
nale Kommission und ihre Delegier-
ten sollen den Staaten behilflich sein,
Folterpraktiken und andere grausame
Behandlungen zum Verschwinden zu
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bringen. Es ist ja oft so, dass derartige
Praktiken ohne Wissen und Zustim-
mung der verantwortlichen Regierung

CICR

das wort nur
stemmt sich
gegen gewehre
und macht

und hilft ertragen
tortur

und die schwere
der trennung.
wenig licht

in der nacht.

es steht

oft allein

und ich staun

ob der kraft.

nur mein wort
gegen
schmerzen und pein.

erfolgen. Wichtig ist auch hier die Dis-
kretion: die Staaten sollen nicht oder
nur im dussersten Fall offentlich ange-
prangert werden.

Frage: Was kann das Schweizerische
Rote Kreuz als Institution im Kampf
gegen die Folter tun?

Prof. Haug: Es muss als nationale
Rotkreuzgesellschaft die Bemiihun-
gen, von denen wir jetzt sprachen, for-
dern, sei es, dass es die Bundesbehor-
den ermuntert und ermutigt, das
ihnen Mogliche zu tun (es haben Ge-
sprache mit Mitgliedern des Bundes-
rates und Parlamentariern stattgefun-
den), oder dass es bei den Kantonsbe-
horden das Verstiandnis fiir diese Pro-
blematik zu wecken sucht, wie
schliesslich ebenfalls bei der breiten
Bevolkerung, gerade im Hinblick auf
eine mogliche Abstimmung.

Unabhingig von diesen Bestrebungen
hat das Schweizerische Rote Kreuz
die Moglichkeit, das Wirken des
IKRK, namentlich zugunsten der poli-
tischen Haftlinge, zu unterstiitzen,
wobei es um zwei Dinge geht: Rekru-
tierung tiichtiger Delegierter und
finanzielle Unterstiitzung. E. T.



In gewissen Gefiingnissen und psychiatrischen Kliniken werden Drogen dazu missbraucht, unliebsame Biirger in ihrer
Personlichkeit zu veriindern, zum Beispiel, um «Gestindnisse» zu erhalten.

15



	Bekämpfung der Folter durch internationale Abkommen

